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Im Namen des Volkes ! 

In dem Rechtsstreit 

 

Prozessbevollmächtigte: 

- Kläger -

DGB Rechtsschutz GmbH vertreten durch 
die Rechtssekretäre, Fritz-Dobisch-Straße 
5, 66111 Saarbrücken, 

gegen 

Prozessbevollmächtigte: 

- Beklagte -

hat die 6. Kammer des Arbeitsgerichts Saarland auf die mündliche Verhand

lung vom 11. November 2020 durch die Richterin ... als Vorsitzende, 

sowie die ehrenamtlichen Richter Herr ... und Herr ..., als Beisitzer, 

für Re c h t erkannt: 
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Kläger an insgesamt an 112 Tagen in 4 Intervallen erkrankt. Im Jahr 2020 

war der Kläger bis zum 21. April 2020 sodann an 26 Tagen in 2 Intervallen 

arbeitsunfähig erkrankt, wobei für sämtliche dieser Tage Lohnfortzahlung 

geleistet wurde. Im Einzelnen stellen sich die Fehlzeiten des Klägers wie 

folgt dar: 

Zeitraum Kalendertage LFZ? 

01.01.2017 7 mit LFZ 

01.02.2017 9 mit LFZ 

01.11.2017 14 mit LFZ 

01.12.2017 28 mit LFZ, 3 Tage ohne 

LFZ 

01.01.2018 31 ohne LFZ 

01.02.2018 28 ohne LFZ 

01.03.2018 31 ohne LFZ 

01.04.2018 22 ohne LFZ 

01.03.2020 23 mit LFZ 

01.04.2020 3 mit LFZ 

Am 23. März 2018 wurde mit dem Kläger ein Gespräch im Rahmen eines 

betrieblichen Eingliederungsmanagements geführt. An diesem Gespräch 

nahmen neben dem Kläger dessen Vorgesetzter, Herr S., Herr R. als 

Vertreter der Personalabteilung, Frau S. als Protokollführerin sowie Herr A. 

als Vertreter des Betriebsrats teil. Der Kläger gab in dem Gespräch an, 

dass seine Erkrankung nichts mit dem Arbeitsplatz zu tun habe. 

Die Beklagte hörte nachdem es im Jahr 2020 wieder zu krankheitsbedingten 

Fehlzeiten gekommen war, den zuständigen Betriebsrat mit Schreiben vom 

21.04.2020 zu der beabsichtigten ordentlichen Kündigung des Arbeitsver

hältnisses mit dem Kläger an (vgl. BI. 31 ff. d. A.). 
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Beide Fristen beginnen mit der Zustellung dieses Urteils, spätestens aber mit 

Ablauf von fünf Monaten nach dessen Verkündung. 

Berufungsschrift und Berufungsbegründung müssen von einem bei einem 

deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

Sie können auch von dem Bevollmächtigten einer Gewerkschaft, einer Ver

einigung von Arbeitgebern sowie von Zusammenschlüssen solcher Verbän

de für ihre Mitglieder, von juristischen Personen, deren Anteile sämtlich im 

wirtschaftlichen Eigentum einer der vorbezeichneten Organisationen stehen, 

wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Pro

zessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer Ver

bände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren 

Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisati

on für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet, eingereicht werden. 

Rechtsanwälte oder eine der vorher bezeichneten Organisationen können 

sich selbst vertreten. 

Hinweis zum elektronischen Rechtsverkehr 

Die Verwendung der allgemeinen E-Mail-Adressen der Arbeitsgerichte ist 

gesetzlich nicht zugelassen. 

Weiterführende Hinweise für die sichere Nutzung des elektronischen Weges 

zur Einreichung von Schriftsätzen befinden sich im Internet unter der folgen

den Adresse: 

www.arbeitsgerichte.saarland.de 

unter "Wir über uns" 

gez.: ... 

Richterin 




